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2 Warmke 





Α . E in le i tung 

I . Einordnung des Problems 

Es gibt nur wenige Einrichtungen des Rechts, die in der Bevölkerungs-
meinung so durchweg positiv besetzt sind wie das Institut der Verfas-
sungsbeschwerde1 gemäß Art. 93 I Nr. 4 a GG, §§ 13 a, 90 ff.  BVerfGG 2. 

Ist sie doch der „spezifische Rechtsbehelf des Bürgers gegen den Staat"3 

und damit in den Augen des Bürgers oftmals die „Notbremse" schlechthin, 
mit der dem „übermächtigen" Staat in Gestalt von Exekutive, Judikative 
und gar Legislative4 Einhalt geboten werden kann5. Die Verfassungsbe-
schwerde trägt damit u. a. dazu bei, „unsere freitheitliche, demokratische, 
soziale und rechtsstaatliche Ordnung zu sichern und zu festigen" 6. 

Daß diese Mobilisierung der Verfassung gegen den Staat auch tatsächlich 
funktioniert,  erlebt der Bürger in regelmäßigen Abständen, wenn die Me-
dien wieder einmal eine mehr oder weniger „spektakuläre" Entscheidung 
der obersten Verfassungshüter  vermelden können. Auf diese Weise werden 
dem Bürger die verfassungsmäßigen Werte unserer Grundordnung oft erst 
bekannt, so daß hier die Verfassungsbeschwerde  auch eine wichtige Aufgabe 

1 Auf das große Vertrauen der Bürger in die Verfassungsbeschwerde weist auch Gei-
ger,  EuGRZ 1988, 481 (481) hin. 

2Obwohl sie in den Beratungen über das BVerfGG ausgesprochen umstritten war, 
vgl. die Nachw. bei Henning,  S. 7 ff.  und unten in den nachfolgenden FN. Heute wird sie 
sogar als „Kronjuwel" bezeichnet, vgl. Herzog  im Gespräch mit Gerhardt,  ZRP 1991, 
28 (29), die beide den Begriff  benutzen. 

3 BVer fGE 4, 27 (30); 6, 45 (49); 6, 445 (448). 
4 Schenke,  N J W 1986, 1451 (1451) weist daraufhin, daß spätestens seit der NS-Zeit 

der Bevölkerung das „Unrecht in Gesetzesform" bewußt ist. 
5 Die wichtige psycholgische Seite dieser Eingriffsmöglichkeit  betont auch Mahren-

holz,  FS Zeidler I I , S. 1361 (1376 in F N 34). 
6Bundesjustizminister Kinkel  zum 40-jährigen Bestehen des Gerichts am 07.09.1991 

in der SZ vom 07./08.09.1991 (Nr. 207), S. 1. Ähnlich auch Lechner,  BVerfGG, § 90 
Anm. 3). Dabei kann insbesondere die Normenverfassungsbeschwerde  Minderheiten, 
die bei den Gesetzesberatungen im Parlament durch keine Lobby vertreten waren (ζ . B. 
nichteheliche Kinder, Strafgefangene),  noch nachträglich die ihnen zustehenden Grund-
rechte sichern; so zu Recht Gerontas, D Ö V 1982, 440 (442). 
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bei der Integrierung des Bürgers in das freiheitlich-demokratische  Gemein-
wesen durch Stärkung des demokratischen Bewußtseins übernimmt 7 . 

Des weiteren geht von bundesverfassungsgerichtlichen  Entscheidungen in 
der Regel eine starke Befriedungsfunktion  — nach dem Grundsatz „Roma 
locuta, causa finita" — aus, die sich oft auch politisch auswirkt8, selbst 
wenn das Gericht es selbst möglichst vermeiden will, Politik zu machen9. 

Kein Wunder also, daß die Verfassungsbeschwerde  im Bewußtsein der 
Bürger präsent ist und sich zunehmender Beliebtheit erfreut. 

Diese Beliebtheit schlägt sich beim Bundesverfassungsgericht  in Form 
erhöhten Geschäftsanfalles  nieder10. In den letzten Jahren hat der Gesetz-
geber sich daher bemüht, auf verschiedene Arten und Weisen der Arbeits-
last beim Bundesverfassungsgericht  Herr zu werden. Zu diesen Ansätzen 
gehört sicher u. a . 1 1 die Einführung eines Ann ahme Verfahrens  durch 
Kammern 12 (§§ 15 a, 93 a ff.  BVerfGG; früher  „Vorprüfungsausschüsse" 13) 
und diverser Gebühren im Verfassungsbeschwerdeverfahren 14 sowie die 
Unterstützung der Richter durch je zwei wissenschaftliche Mitarbeiter (vgl. 
§ 13 GeschOBVerfG). 

Aber neben diesen eher verfahrenstechnischen  Versuchen des Gesetzge-
bers hat das Bundesverfassungsgericht  auch wiederholt selbst versucht, 
seinen Aufgabenkreis — bzw. das, was das Bundesverfassungsgericht  als 
solchen festlegen wil l — inhaltlich abzugrenzen: 

7 I m Ergebnis ebenso Benda/ Klein,  R N 313; Henning,  S. 2. 
8 So ζ. B. auch M . - J . Seibert,  JuS 1988, L 49 (49); Zuck,  M D R 84, 800 (passim) 

steht dieser Macht des BVerfG äußerst kritisch gegenüber. 
9 So auch Kinkel  in der SZ vom 07./08.09.1991 (Nr. 207), S. 1. Zeidler,  EuGRZ 1988, 

207 (216) weist darauf hin, daß dem BVerfG keine political question-Doktrin in dem 
Sinne zur Seite steht, daß es hochpolitische Entscheidungen allein (!) deswegen ablehnen 
dürfe. 

1 0 S . dazu S. 25 ff.  Hinzu kommt die Tatsache, daß immer mehr Bürger rechtsschutz-
versichert sind, Baumgarten,  Z T R 1990, 368 (368). Daß die „Außerordentlichkeit" 
des Gerichts eine sozialpsychologisch erklärbare Sogwirkung entfaltet, hat schon Berke-
mann, JR 1980, 268 (268) festgestellt. Mi t Gründen für die Verfassungsbeschwerdeflut 
(vor allem aus strafrechtlicher  Sicht) befaßt sich auch Peters,  JR 1980, 265 (265 ff.). 

1 1 Mi t einigen Zugangshürden befaßt sich eingehend Schlink,  N J W 1984, 89 (passim). 
12Eingeführt durch das Änderungsgesetz vom 12.12.1985, BGBl . I , 2226, abgedruckt 

auch bei Pestalozza,  VerfprozeßR,  § 2 I R N 12 (S. 34). 
1 3Eingeführt schon durch das Änderungsgesetz vom 21.7.1956, BGBl. I , 662, abgedr. 

auch bei Pestalozza,  VerfprozeßR,  § 2 I R N 8. 
14„Unterliegensgebühr" gem. § 34 I I , I I I ( mit Möglichkeit der Einforderung eines 

diesbezüglichen Vorschusses in § 34 V I 1) BVerfGG, eingeführt durch das Änderungsge-
setz von 1985, vgl. F N 12; und „Mißbrauchsgebühr" gem. § 34 I V BVerfGG, eingeführt 
durch das Änderungsgesetz vom 21.12.1970, BGBl. I , 1765, abgedruckt auch bei Pesta-
lozza,  VerfprozeßR,  § 2 I R N 11, und erhöht durch das Änderungsgesetz 1985. 



I . Einordnung des Problems 21 

Dabei ist vom Bundesverfassungsgericht  insbesondere die Reduzierung 
des Prüfungsumfanges  auf die „ Verletzung  spezifischen  Verfassungs-
rechts" 15 herausgearbeitet worden, um nicht laufend als „Superrevisions-
instanz"  mißbraucht zu werden16. 

Parallel zu diesem Ansatzpunkt hat das Bundesverfassungsgericht  den 
„Grundsatz  der  Subsidiarität  der  Verfassungsbeschwerde"  erarbeitet, der 
schon im Rahmen der Prüfung der Sachurteilsvoraussetzungen die so drin-
gend gewünschte Entlastung bringen sol l1 7 . Als Zulässigkeitshürde erspart 
das Subsidiaritätsprinzip dem Gericht insbesondere in vielen Fällen schon 
jetzt die Begründetheitsprüfung.  Darüber hinaus dürfte sich das Bundes-
verfassungsgericht  aber auch langfristig erwarten, daß bei zunehmender 
Bekanntheit dieser Zugangserschwernis eine Art „Edukationseffekt"  ein-
setzt, der zu einer Geschäftsanfall-Abnahme  führ t 1 8 . 

Nach dem Subsidiaritätsgrundsatz obliegt es zuvörderst den Fachgerich-
ten1 9 (also ζ. B. Zivi l - , Straf-  und Verwaltungsgerichten), den für den 
Rechtsstaat konstitutiven Rechtsschutz der Bürger zu sichern20. Die Ver-
fassungsbeschwerde hingegen ist nur zulässig, wenn sie „erforderlich" 21 ist, 
um eine Grundrechtsbeeinträchtigung zu beseitigen. Das ist dann nicht 
der Fall, wenn ohne Inanspruchnahme des Bundesverfassungsgerichts  im 
praktischen Ergebnis dasselbe erreicht werden kann2 2 . 

1 5 V g l . ζ. B. BVerfG E 1, 418 (420); 18, 85 (90 ff.);  54, 117 (123 ff.).  Das BVerfG ist 
über diesen Begriff  wohl selbst nicht glücklich, vgl. Herzog,  DStZ 1988, 287 (287) mit 
einer ausführlichen Behandlung des Begriffes.  Siehe auch die (kritischen) Darstellungen 
bei Baumgarten,  Z T R 1990, 368 (371); Ossenbühl,  FS Ipsen, S. 129 ff.;  Pestalozza, 
VerfprozeßR,  § 12 I R N 13 ff.  Sehr viele Nachw. finden sich bei Zuck,  JZ 1985, 921 (921 
in F N 8), der der Meinung ist, daß es sich um eine Leerformel  handelt; ähnlich kritisch 
m. v. w. Nachw. Schumann, ZZP 96 (1983), S. 137 (180 m. F N 150); Schuppert,  AoR 
103 (1978), S. 43 (passim). 

1 6 D e r Begriff  stammt von Röhl,  JZ 1957, 105 (106) und wird inzwischen vom BVerfG 
in st. Rspr. benutzt: siehe ζ . B. BVerfGE 53, 30 (53). Vgl. zu der nicht mehr über-
sehbaren Literatur die Nachw. bei Pestalozza,  VerfprozeßR,  § 12 R N 13 m. F N 38 und 
Zuck,  Verfassungsbeschwerde,  R N 28 m. F N 51. 

1 7 D a ß dies das eigentliche Motiv des BVerfG ist, wird von diesem nicht verheim-
licht (deutlich ζ . B. in BVerfGE 51, 130 [139]) und auch in der Lit . dementsprechend 
dargestellt; vgl. z. B. Pestalozza,  VerfprozeßR,  § 12 I R N 10. 

1 8 S o auch Pestalozza,  VerfprozeßR,  § 12 I R N 10. 
1 9 Z u m Begriff  Schiaich,  R N 21, der viele Nachw. gibt, aber kritische Distanz wahrt. 

Ebenso kritisch Schumann, ZZP 96 (1983), S. 137 (184). Vgl. auch Zuck,  JZ 1985, 921 
(921 in F N 4 m. w. Nachw.). 

2 0 B V e r f G E 4, 193 (198); 9, 3 (7); 47, 144 (145); 49, 252 (258); 51, 386 (395 f.). 
2 1 BVerfGE 59, 63 (83); st. Rspr. Vgl. auch BVerfGE 2, 287 (291): die Verfassungsbe-

schwerde ist keine „Vereinfachimg oder Umgehung des sonst vorgeschriebenen Rechts-
weges". 

2 2 B V e r f G E 59, 63 (83); vgl. auch BVerfGE 22, 287 (290 f.); 33, 247 (258); 51, 130 
(139 f.). 


